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8.  K  a  p  i  t  e  1. 

Zur  Beurteilung. 

Es  ist  natürlich  nicht  zu  erwarten,  daß  eine  derartig 
weitverzweigte  Organisation  wie  die  der  schwedischen 
Lebensmittelpolitik,  die  so  tief  in  das  Wirtschaftsleben  ein- 
griff und  von  den  einzelnen  im  Hinblick  auf  das  Gemein- 
wohl vielfach  die  Aufgabe  großer  privatwirtschaftlicher 
Vorteile  verlangte,  ohne  Kritik  blieb.  Es  ist  aber  auch  nicht 
zu  erwarten,  daß  diese  ausgedehnte  Organisation,  deren  Tä- 
tigkeit hauptsächlich  in  vollkommenes  Neuland  fiel,  nicht 
genug  berechtigten  Anlaß  zur  Kritik  gegeben  hätte.  Und 
alle  Fehler  und  Mißgriffe,  wie  ja  überhaupt  alle  Zwangs- 
maßnahmen, mußten  natürlich  in  einem  neutralen  Lande  wie 
Schweden  aus  rein  psychologischen  Gründen  viel  tiefer 
empfunden  werden. 

Zwar  waren  bei  uns  in  Deutschland  Entbehrungen  und 
Einschränkungen  bedeutend  größer,  uns  gab  aber  das  Be- 
wußtsein der  Notwendigkeit  im  Interesse  der  nationalen 
Selbsterhaltung  den  notwendigen  sittlichen  Halt,  und  als 
dieser  ins  Wanken  kam,  da  stürzte  auch  unsere  Widerstands- 
fähigkeit zusammen.  Ganz  anders  für  die  Schweden.  Sie 
mußten  alle  diese  Härten  als  Unbilligkeit  empfinden,  mußten 
sie  sie  doch  ertragen,  weil  zwei  Parteien  —  die  ihnen  im 
Laufe  des  Krieges  immer  ferner  gerückt  waren  —  im  Kampf 
miteinander  lagen. 

So  stießen  alle  Maßnahmen  auf  einen  bedeutend  größe- 
ren Widerstand;  so  waren  die  moralischen  Voraussetzungen 
für  Umgehungen  und  Zuwiderhandlungen  erheblich  größer,  so 
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riefen  sie  aber  auch  eine  bedeutend  schärfere  Kritik  hervor, 
den  Ruf  nach  Aktivität,  besonders  in  außenpolitischer  Hin- 
sicht, während  andererseits  gerade  hierdurch  der  Mut  der 
Regierung  zum  Handeln  vielfach  gelähmt  wurde.  Der 
Durchführung  einer  strafferen  Politik  boten  sich  also  von 
vornherein  bedeutend  größere  Schwierigkeiten. 

Im  allgemeinen  wurden  in  der  Öffentlichkeit  —  in  der 
Presse  und  den  Parlamentsverhandlungen,  die  'hier  vor  allem 
berücksichtigt  wurden  —  hauptsächlich  die  einzelnen 
Maßnahmen  kritisiert,  wie  ja  auch  von  der  Allgemeinheit 
keine  prinzipielle  Stellungnahme  zu  den  volkswirtschaftlichen 
Problemen  zu  erwarten  ist.  Auch  die  Praktiker  der  Lebens- 
mittelpolitik —  die  Regierungsvertreter  und  Kommissions- 
mitglieder —  beschränkten  sich  in  ihren  Reden  und  Auf- 
sätzen auf  die  Klarlegung  der  jeweiligen  Versorgungslage 
bezw.  auf  Erörterungen  über  die  Zweckmäßigkeit  der  einen 
oder  anderen  Maßnahme.  Die  schwedische  Wissenschaft  aber 
hielt  sich  von  der  Erörterung  dieser  Frage  vom  wissenschaft- 
lichen Standpunkt  aus  zurück.  Wohl  nahmen  einzelne  ihrer 
Vertreter  zu  diesen  Fragen  als  Tagesfragen  in  den  Zeitungen 
und  Zeitschriften  Stellung,  aber  meistens  von  ihrem  persön- 
lichen Partei-  oder  Interessenstandpunkt  aus  in  oft  recht 
wenig  sachlicher  und  wissenschaftlicher  Art  ^). 

Nun  sind  zwar  die  Hauptprobleme  der  schwedischen 
Lebensmittelpolitik  zum  großen  Teil  die  gleichen  wie  die  der 
deutschen  —  besonders  in  der  bezüglich  der  Versorgung 
schwierigsten  Zeit  vom  Herbst  1916  bis  Frühjahr  1918,  in 
der  die  schwedische  Volkswirschaft  bei  erschöpften  Vorräten 
tatsächlich  fast  ausschließlich  auf  einheimische  Quellen  an- 
gewiesen war  —  und  diese  Probleme  sind  ja  bekanntlich 
auch  von  wissenschaftlicher  Seite  erörtert  und  rein  theore- 


1)  Vgl.  z.  B.  Prof.  Dr.  Gustav  Cassel  in  Sv.  Dagbl.  vom 
25.  8.  1918;  deutsch  in  „Nachrichten  der  Auslandspresse"  (Berlin) 
Nr.  151,  3.  September  1918. 
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tisch  zu  erfassen  versucht  worden.  Da  aber  hierbei  in 
Schweden  sich  keine  Besonderheiten  geltend  machten,  und 
da  andererseits  die  Wirkungen  der  staatlichen  Eingriffe  in 
das  Wirtschaftsleben  bereits  häufig  analysiert  worden  sind, 
soll  hier  von  allgemeinen  Erörterungen  abgesehen  werden 
und  nur  einige  in  der  öffentlichen  Kritik  immer  wieder- 
kehrende Fragenkomplexe  herausgegriffen  und  untersucht 
werden. 

Besonders  in  der  ersten  Zeit,  aber  auch  gegen  Ende  der 
Zwangswirtschaft  wandte  sich  die  Kritik  vielfach  gegen  die 
grundlegende  Organisation  der  schwedischen  Lebensmittel- 
politik. Von  solchen  Stimmen,  die  grundsätzlich  alle  staat- 
lichen Eingriffe  in  das  freie  Spiel  von  Angebot  und  Nach- 
frage und  damit  auch  die  Existenz  der  Kommissionen  ver- 
urteilten, soll  hier  abgesehen  werden,  da  sie  nur  vereinzelt 
sind  und  über  den  rein  wirtschaftlichen  die  höheren  Gesichts- 
punkte der  Gemeinwohlfahrt  vernachlässigen,  wie  sie  nach 
unserer  Ansicht  der  Staat  zu  vertreten  hat,  und  denen  auch 
die  Wirtschaft  zu  dienen  bestimmt  ist. 

Dagegen  wurde  aber  vielfach  von  anderer  Seite  die 
Zweckmäßigkeit  der  Zusammensetzung  der  Kommission  und 
die  Geeignetheit  der  hinzugezogenen  Sachverständigen  be- 
zweifelt, ihre  Arbeitsweise  als  zu  umständlich,  ihre  Ent- 
schlüsse zu  parteiisch  und  ihr  Geist  überhaupt  als  zu  büro- 
kratisch bezeichnet. 

Demgegenüber  läßt  sich  feststellen,  daß  die  Kom- 
missionen als  Behörde  gedacht  und  als  Behörde  tätig  gewor- 
den sind,  das  Vorherrschen  des  Einflussefs  des  Beamtentums 
also  in  gewissem  Maße  berechtigt  war.  Allerdings  mußte 
bei  der  vielseitigen  wirtschaftlichen  Tätigkeit  der  Kom- 
missionen auch  der  Praxis  ein  gewisser  Einfluß  gewährt 
werden.  Fehler,  die  in  dieser  Hinsicht  bei  der  Lebensmittel- 
kommission gemacht  worden  sind,  sind  bei  der  Errichtung 
der  Volkshaushaltskommission  jedoch  vermieden  worden. 
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Außerdem  wurde  seitens  der  linken  Parteien  —  die  sich 
erst  spät  zu  der  verfeinerten  Konsumtionspolitik  mit  Hilfe 
der  Produktionspolitik  bekannten  —  dem  Landwirt- 
schaftsministerium  zu  starke  Beeinflussung  durch 
die  landwirtschaftlichen  Kreise  und  von  rechter  Seite  —  die 
die  agrarischen  Interessen  vertrat  —  der  Volkshaus- 
haltskommission zu  starke  Beeinflussung  von  selten 
der  Sozialpolitiker  und  Sozialdemokraten  vorgeworfen. 

Eine  Entscheidung  dieser  Frage,  die  stark  ins  Politische 
schlägt,  ist  auf  objektiv  wissenschaftlicher  Grundlage  schwer 
zu  treffen.  Doch  scheint  —  den  gefaßten  Beschlüssen  nach 
zu  urteilen  —  eine  Einflußnahme  tatsächlich  versucht  wor- 
den zu  sein.  So  ist  es  z.  B.  zum  mindesten  verwunderlich, 
wenn  Ministerpräsident  Swartz  in  einer  Reichstagsrede  im 
Jahre  1917  sagt  ^),  daß  ein  Export  von  Rindern  nur  soweit 
stattfinden  solle,  „als  er  als  unumgänglich  notwendig  ange- 
sehen werde,  damit  dieser  für  unsere  Landwirtschaft  sicher- 
lich wichtige  Zweig  des  Exports  nicht  ganz  aufhöre." 

Außerdem  muß  es  auffallen,  daß  des  öfteren  Vorschläge 
der  FHK.  zu  strengeren  Maßnahmen  von  der  Regierung  als 
noch  nicht  notwendig  erachtet  und  zurückgewiesen  wurden, 
obgleich  die  Entwicklung  zum  größten  Teil  den  Kom- 
missionen Recht  gab,  und  spätere  Maßnahmen  den  Vorwurf 
des  „zu  spät  und  zu  zaghaft"  mit  Recht  eintrugen.  Es 
kommt  hierbei  ein  Optimismus  der  Regierung  zum  Ausdruck, 
der  zum  Teil  vielleicht  in  oben  angegebenen  psychologischen 
Gründen,  die  die  Entschlußfähigkeit  der  Regierung  beein- 
trächtigten, seine  Erklärung  findet,  zum  Teil  durch  die  Un- 
sicherheit, die  die  Einbeziehung  des  Importmomentes  in  alle 
Berechnungen  brachte,  verursacht  sein  mag. 

Andererseits  wird  aber  nicht  zu  leugnen  sein,  daß  die 
Vorschläge  seitens  der  Kommission  besonders  in  den  ersten 
Jahren  öfters  wenig  Rücksicht  auf  die  Rückwirkung  auf  die 


2)  Riksdagens  Protokoll,  II.  kam.  1917,  Nr.  45. 
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Produktion  nahmen.  Wie  weit  dieses  dadurch  veranlaßt 
worden  war,  daß  nur  mit  einer  kurzen  Kriegsdauer  oder  ge- 
steigerten Importmöglichkeit  gerechnet  wurde,  oder  daß  die 
schnelle  Anpassungsfähigkeit  der  Produktion  an  die  Markt- 
lage unterschätzt  wurde,  entzieht  sich  unserer  Beurteilung. 
Jedenfalls  glichen  sich  diese  Gegensätze  aus,  nachdem  einer- 
seits die  Notwendigkeit  einer  wirksamen  Produktionspolitik 
im  Interesse  der  Gesamtheit  allgemein  anerkannt  worden 
war,  und  man  sich  hierbei  in  ausgedehntem  Maße,  wie  es  dem 
Wunsche  der  Landwirtschaft  entsprach,  gerade  der  Preis- 
politik bediente,  und  andererseits  der  Ausfall  der  Import- 
möglichkeit und  die  Dringlichkeit  der  Versorgungsverhält- 
nisse der  Regierung  eine  größere  Entschlußfähigkeit  gaben. 

Ein  anderer  grundlegender  Vorwurf  richtete  sich  gegen 
die  Finanzierung  der  Kommissionen.  Diese  waren  seinerzeit 
durch  einfache  Verordnung,  also  ohne  Mitwirkung  des 
Reichstags,  eingesetzt  worden  und  hatten  deshalb  auch  die 
Mittel  zur  Betriebsführung  von  der  Regierung  vorschußweise 
erhalten.  Die  Unkosten  sollten  —  wie  oben  dargestellt  — 
durch  Erhebung  von  Gebühren,  und  soweit  es  sich  um 
Handelsgeschäfte  handelte,  durch  entsprechende  Preisauf- 
schläge gedeckt  werden.  Die  Kommission  trat  also  im  ersten 
Falle  als  Behörde,  im  zweiten  als  Geschäftstreibender  auf. 
Beide  Arten  der  Unkostendeckung  wurden  scharf  angegriffen. 
Während  das  erstere  als  eine  besondere  Steuer  bezeichnet 
wurde,  die,  da  sie  bloß  der  Genehmigung  des  Königs  bedurfte, 
der  konstitutionellen  Mitwirkung  des  Parlaments  entzogen 
wurde,  verurteilte  man  letztere  als  zu  teuer  und  unzweck- 
mäßig, da  sie  einem  wesentlichen  Ziel  der  Kommission  — 
der  Verbilligung  der  Nahrungsmittel  —  entgegen,  in  der  Form 
als  Staatsmonopol  aber  gleichfalls  als  Steuer  wirke. 
Dem  wurde  von  selten  der  Regierung  und  Kommissionen 
entgegengehalten,  daß  es  sich  nur  um  ganz  geringe,  für  den 
einzelnen  kaum  fühlbare,  Beträge  handle,  wie  z.  B.  beim 
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Futtermittelimport  um  einen  Aufschlag  von  2  %  oder  bei  der 
Getreidewirtschaft  von  ¥2  öre  per  Kilogramm  Mehl. 

Rein  theoretisch  besteht  allerdings  unseres  Erachtens 
dieser  Vorwurf  mit  Recht,  und  zwar  umsomehr,  als  die  Fest- 
setzung der  Preise  unter  Berücksichtigung  sozialpolitischer 
Momente  geschah,  und  hierbei  ein  Unterschied  zwischen  den 
Verbrauchern  gemacht  wurde,  je  nachdem,  ob  es  sich  z.  B. 
um  reine  Konsumenten  oder  weiterverarbeitende  Industrien 
handelte  oder  wie  z.  B.  bei  der  Futtermittelverteilung  um 
landwirtschaftliche  oder  städtische  Verbraucher.  Als  Bei- 
spiel wurde  hierbei  meistens  der  Zucker  angegeben,  der  für 
Hotels  und  Restaurants  usw.  bedeutend  teurer  als  für  die 
übrigen  Konsumenten  war,  und  bei  denen  die  Kommission 
^\uch  einen  erheblichen  Gewinn  erzielt  haben  soll.  Letzteres 
entzieht  sich,  da  es  sich  hierbei  vor  allem  um  den  teureren 
Importzucker  handelte,  einer  sachlichen  Beurteilung,  jedoch 
dürfte  es,  wie  die  FHK.  uns.eres  Erachtens  hierzu  mit  Recht 
betont,  Aufgabe  der  im  Juni  1917  zur  Prüfung  der  Kom- 
missionen eingesetzten  Oberrevisoren  gewiesen  sein,  der- 
artige Tatsachen  zur  Sprache  zu  bringen.  Gerade  Letzteres 
dürfte  mit  ein  Beweis  dafür  sein,  daß  größere  Übergriffe  in 
der  Praxis  nicht  vorgekommen  sind,  und  die  ganze  Frage 
dürfte  dadurch  an  Wichtigkeit  verlieren,  daß  die  Grundlagen 
selbst,  nach  denen  die  FHK.  die  Abstufung  der  Aufschläge 
vorgenommen  hat,  von  keiner  Seite  angegriffen  worden  sind. 

Die  Frage  der  zu  hohen  Unkostenaufschläge  hängt  eng 
mit  der  Frage  der  Verwaltung  im  allgemeinen  zusammen. 
Diese  sollte,  nach  Ansicht  weiterer  Kreise,  zu  teuer,  um- 
ständlich und  unsachgemäß  und  ihre  Kontrolle  durch  das 
Fehlen  regelmäßig  veröffentlichter  Rechenschaftsberichte 
jder  Allgemeinheit  unmöglich  gewesen  sein.  Zwar  fand  eine 
regelmäßige  Prüfung  bis  zum  Jahre  1916  von  der  Revisions- 
abteilung des  Kammergerichts  und  von  da  ab  durch  beson- 
ders hierfür  eingesetzte  Oberrevisoren  auf  der  einen  Seite 
statt,  und  auf  der  anderen  Seite  durch  den  Revisionsaus- 


V 


—  15  --  ' 

Schuß  des  Reichstages.  Dennoch  dürfte  unseres  Erachtens 
die  Veröffentlichung  allgemein  verständlicher  Berichte,  nichts 
nur  des  Zahlenmaterials,  mit  entsprechenden  Erläuterungen 
einen  besseren  Einblick  in  die  Sachlage  ermöglicht  und  auch 
ihrerseits  zur  Beruhigung  weiterer  Kreise  beigetragen  haben. 
Vorläufig  ist,  wie  schon  oben  bei  der  Finanzierung  erwähnt 
wurde,  die  Frage  der  absoluten  Höhe  der  Unkosten  noch 
nicht  zu  entscheiden,  während  eine  Untersuchung  ihrer  rela- 
tiven Höhe  —  wie  sie  z.  B.  ein  Vergleich  der  Löhne  und  Ge- 
hälter der  FHK.  zu  der  Höhe  des  Lohnniveaus  überhaupt  er- 
geben würde,  im  Rahmen  dieser  Untersuchung  zu  weit 
führen  würde. 

Ein  besonderes  Moment  der  Verteuerung  soll  einerseits 
in  dem  umständlichen  Umlaufsprozeß,  den  die  Ware  auf  dem 
Wege  vom  Produzenten  über  die  staatliche  Sammel-  und 
Lagerstätten  (unter  Inanspruchnahme  des  Groß-  und  Klein- 
handels) zum  Konsumenten  durchgemacht  hat  und  anderer- 
seits in  der  unsachgemäßen  Pflege  gelegen  haben,  die  das 
Verderben  vieler  Produkte  veranlaßte.  Ersteres  war  im 
Interesse  einer  straffen,  einheitlichen,  scharf  kontrollierbaren 
Organisation  notwendig  und  etwaige  Härten  sind  wohl  auch 
im  Laufe  der  Zeit,  soweit  es  nicht  dem  eigentlichen  Zweck 
entgegenstand,  ausgeglichen  worden;  letzteres,  das  besonders 
inbezug  auf  Fische  auch  von  den  Oberrevisoren  gerügt  wurde, 
dürfte  im  Vergleich  zu  dem  großen  Umsatz  der  FHK.,  von 
nur  geringer  Bedeutung  gewesen  und  auf  Grund  der  gemach- 
ten Erfahrungen  später  auch  vermieden  worden  sein.  Jeden- 
falls fanden,  wie  das  vorliegende  Material  erwies,  *^on  selten 
der  Kommissionen  sorgfältige  A^orbeugungsmaßnahmen,  wie 
z.  B.  besonders  bei  der  Lagerung  von  Kartoffeln,  statt.  Die 
FHK.  selbst  wies  diesen  Vorwurf  mit  der  Begründung  zu- 
rück, daß  der  Lagerungs-  und  ScliAvundverlust  bei  den  Land- 
wirten bedeutend  größer  sei. 

Noch  umfangreicher  als  an  der  Organisation  war  die 
Kritik  an  den  einzelnen  Maßnahmen.    Aus  der  Fülle  der 
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Einzelheiten  lassen  sich  besonders  zwei  Grundgedanken 
festhalten:  das  „zu  spät"  und  „planlos".  Einige  Momente, 
die  das  Zaudern  gegenüber  durchgreifenden  Maßnahmen  zum 
Teil  erklären  mögen,  sind  bereits  oben  erwähnt.  Vielfach 
mag  hierbei  aber  auch  die  geographische  Eigenart  des  Lan- 
des und  die  daraus  entspringenden  kulturellen  Unterschiede, 
deren  Bedeutung  für  die  Durchführung  einer  einheitlich 
straffen  Regelung  ebenfalls  bereits  gewürdigt  wurde,  er- 
schwerend mitgewirkt  haben.  Die  Verschiedenheit  der  ein- 
zelnen Landesteile  fand  auch  beispielsweise  in  der  Preisge 
staltung  ihren  Ausdruck;  so  sei  hier  nur  erwähnt,  was  Mini- 
sterpräsident von  Hammarskjöld^)  anführte,  daß  zu  dem 
gleichen  Zeitpunkt  5  Liter  Kartoffeln  in  Nordschweden  35 
öre  und  in  Südschweden  53  öre  gekostet  hätten.  Daß  der- 
artige besondere  Schwierigkeiten  eine  um  so  sorgfältigere, 
unter  Umständen  recht  zeitraubende  Prüfung  und  Vorberei- 
tung notwendig  machten,  ist  ohne  weiteres  zuzugeben. 

Demgegenüber  läßt  der  Vorwurf  der  Systemlosigkeit 
zum  großen  Teil  gerade  auf  eine  miangelhafte  Vorbereitung 
der  einzelnen  Maßnahmen  schließen,  soweit  sie  nicht  in  der 
anfangs  überall  zutage  tretenden  Unkenntnis  des  engen  Zu- 
sammenhanges zwischen  Preisbildung  und  Produktion  einer- 
seits und  zwischen  Preisbildung  und  Konsumtion  andererseits 
sowie  der  Wechselwirkungen,  die  durch  eine  Beeinflussung 
der  Preis-  oder  Verbrauchsgestaltung  eines  bestimmten  Gutes 
in  der  Konsumtion  des  anderen  hervorgerufen  werden,  ihre 
Wurzeln  hatte.  Es  kamen  in  dieser  Hinsicht  nicht  nur  Fehler 
insofern  vx)r,  als  die  ergriffenen  Maßnahmen  nicht  weitschau- 
end genug  waren  und  der  Ergänzung  bedurften,  sondern  diese 
wurden  auch  des  öfteren  abgeändert,  wie  z.  B.  die  Höchst- 
preise für  Kartoffelmehl  und  Kalbfleisch,  die  nach  kurzer  Zeit 
wieder  aufgehoben  wurden,  um  nach  Ablauf  einiger  Zeit  wie - 

3)  Rede  im  Reichstag  am  23.  April  1915. 

4)  Staatsminister  Eden  gemäß  Nacihrichten  der  Auslands- 
jtresse  vom  7.  V.  1918  (nach  Sv.  Dagbl.  vom  24.  Aprü  1918). 
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derum  eingeführt  zu  werden.  Das  Moment  der  Unsicherheit, 
das  dadurch  in  alle  staatlichen  Maßnahmen  gebracht  wurde, 
mußte  für  Produzenten  wie  Konsumenten  gleich  lästig  und 
schädlich  sein.  Ganz  eigenartig  muß  es  aber  anmuten,  wenn 
von  Seiten  der  Regierung  anläßlich  der  Beantwortung  einer 
Interpellation  erklärt  wird,  daß  weitere  Rationierungs-  und 
Preismaßnahmen  zur  Zeit  „wegen  Arbeitsüberhäufung  der 
Kriegsorganisationen"  unangebracht  seien. 

Bei  einer  weiteren  Untersuchung  der  Kritik  an  den  ein- 
zelnen Maßnahmen  treten  immer  wieder  die  verschiedenen 
Gegensätze  der  Interessen  hervor.  Aber  im  Laufe  der  Jahre 
läßt  sich  eine  interessante  Veränderung  feststellen.  Während 
in  der  ersten  Zeit  der  Gegensatz  Produzenten  —  Konsumen- 
ten vorherrschte  und  eigentlich  nuj  vereinzelt  des  Handels 
gedacht  wurde,  nahmen  jene  beiden  in  den  späteren  Jahren 
gemeinsam  Stellung  gegen  den  Handel.  Was  ihre  Annähe- 
rung verursacht  hat,  ist  unschwer  zu  erkennen.  Auf  der  einen 
Seite  war  es  die  schon  öfter  erwähnte  Erkenntnis,  daß  ohne 
Produktionspolitik  keine  wirksame  Konsumtionspolitik  ge- 
trieben werden  könnte  und  auf  der  anderen  Seite  die  Ein- 
sicht in  die  tatsächliche  Notlage  des  Volkes,  die  einen  Ex- 
port —  den  hauptsächlichsten  Streitpunkt  —  nicht  mehr  in 
Frage  komemn  ließ,  eine  Einsicht,  die  dadurch  erleichtert 
wurde,  daß  die  Marktlage  im  Innern  genügend  privatwirt- 
schaftlichen Anreiz  bot. 

Eine  andere  Frage  ist,  w^odurch  plötzlich  der  Gegensatz 
zu  dem  Handel  hervorgerufen  wurde,  so  daß  dieser  als  der 
eigentliche  Schädling  der  Volkswirtschaft,  als  allein  verant- 
wortlich für  das  Steigen  der  Preise  bezeichnet  wird.  Zweifellos 
sind  hierin  zum  Teil  die  Folgen  der  bei  Beginn  der  Krisis  ein- 
setzenden: Spekulation,  vor  allem  des  illegitimen  Kettenhan- 
dels, zu  sehen.  Aber  der  eigentliche  Grund  dürfte  doch  tiefer 
liegen.    Sieht  man  mit  Hirsch^)  als  volkswirtschaftliche 


5)  Hirsch:  Organisation  und  Formen  des  Handels.  G.d.S.,  S.38. 
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Funktion  des  Handels  die  Organisation  der  interpersonalen 
Güterübertragung  an,  stellt  ihm  also  damit  die  Aufgabe,  bei 
dem  Umlaufsprozeß  der  Güter  für  eine  möglichst  billige  Be- 
schaffung und  den  Bedürfnissen  der  Konsumenten  Rechnung 
tragende  Verteilung  zu  sorgen,  so  muß  man  ohne  weiteres 
zugeben,  daß  dem  Handel  in  einer  staatlich  organisierten 
Kriegswirtschaft  wie  der  schwedischen  nur  eine  sehr  geringe 
Bedeutung  zufällt.  Er  sinkt  bei  der  Gebundenheit  der  Preise, 
der  Begrenzung  von  Produktion  und  Konsumtion  und  der 
Uniformierung  des  Verbrauches  vielfach  —  wenigstens  inbe- 
zug  auf  die  notwendigsten  Nahrungsmittel,  von  denen  hier 
nur  die  Rede  ist  —  zu  einer  Verteilungsstelle  der  staatlichen 
Organe  herab.  Da  kann  es  einen  nicht  wundernehmen,  wenn 
z.  B.  von  Seiten  der  Konsumenten  über  die  vielen  Fleischer- 
läden in  Stockholm  geklagt  wird. 

Auch  von  staatlicher  Seite  wurden  verschiedene  Maß- 
nahmen zur  Beschränkung  des  Handels  und  der  einzelnen 
Händlergewinne  —  letzteres  in  gewissem  Maße  mit  vollkom- 
menem Recht,  berücksichtigt  man  das  Fortfallen  der  Risiko - 
prämie  —  vorgenommen.  So  ist  es  bezeichnend,  daß  der 
Landwirtschaftsminister  ^)  die  Errichtung  von  kooperativen 
Verkaufsverbänden  zum  Nutzen  von  Produzenten  und  Kon- 
sumenten empfiehlt.  Es  ist  dies  im  übrigen  keine  Neuerschei- 
nung des  Krieges,  sie  nahm  aber  doch  unter  dem  Einfluß  der 
staatlich  geregelten  Kriegswirtschaft  besonders  scharfe  For- 
men an.  Gegenüber  den  Klagen  des  Handels  wurde  darauf 
hingewiesen,  daß  er  selbst  es  gewesen  sei,  der  vielfach  eine 
staatliche  Regelung  befürwortet  habe,  um  sich  dem  in  Krisen- 
zeiten gesteigerten  Risiko  zu  entziehen.  Dem  ist  jedoch  nur 
in  beschränktem  Maße  zuzustimmen,  denn  im  allgemeinen 
wurde  ein  solcher  Wunsch  seitens  des  Handels  nur  laut,  wenn 
ihm  bereits  durch  andere  staatliche  Maßnahmen,  sei  es  im 
Heimatland,  sei  es  im  Ausland,  die  freie  Initiative  genommen 
worden  war. 


6)  WirtschaftUcher  Nacihrichtendienst,  Hamburg,  Nr.  219. 
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Eine  allen  gerecht  werdende  Stellungnahme  der  staat- 
lichen Stellen  zwischen  allen  diesen  Interessentenstandpunk- 
ten und  das  Einschlagen  und  zielbewußte  Durchführen  einer 
unter  dem  Gesichtspunkt  des  Schutzes  der  berechtigten 
Interessen  stehenden  Politik  mag  im  einzelnen  nicht  immer 
leicht  gewesen  sein;  wie  auch  viele  Fehler,  die  hierbei  be- 
gangen worden  sind,  weniger  auf  das  Fehlen  des  guten 
Willens  als  vielmehr  auf  den  Mangel  an  Übersicht  über  die 
^  gesamte  Sachlage  zurückzuführen  sein  werden. 

Ein  abschließendes  Urteil  über  die  schwedische  Lebens- 
mittelpolitik ist  zur  Zeit  auf  Grund  des  veröffentlichten  Ma- 
terials, und  solange  wir  nicht  den  nötigen  Abstand  zu  den 
Ereignissen  gewonnen  haben,  nicht  möglich. 

So  läßt  sich  auch  die  Frage,  wie  die  Lebensmittel-  und 
die  Volkshaushaltskommission  die  eingangs  aufgestellte  Auf- 
gabe erfüllt  haben,  im  einzelnen  nicht  ohne  weiteres  beant- 
worten. Die  ganze  Organisation  war  zweifellos  ein  Kind  der 
Not  und  hatte  ihre  Aufgabe  unter  außerordentlich  erschwer- 
ten Verhältnissen,  ohne  jede  Vorbereitung  im  Frieden  und 
ohne  praktische  Erfahrung  zu  erfüllen.  Betrachtet  man  dem- 
gegenüber die  an  ihr  geübte  Kritik,  so  muß  man  feststellen, 
daß  keine  derart  an  ihre  Wurzeln  gegriffen  hat,  daß  damit 
die  Zweckmäßigkeit  ihrer  Einrichtung,  wie  auch  in  gewissem 
Maße  der  Handhabung  und  Durchführung  der  ihr  gestellten 
Aufgabe  in  Frage  gestellt  wäre. 


Lebenslauf. 


Am  12.  März  1899  bin  ich  als  Tochter  des  Kaufmanns  ^ 
M.  Lohmeyer  zu  Posen  geboren.  .Von  Ostern  1905  bis  Ostern 
1913  besuchte  ich  dortselbst  das  Below-Knothesche  Privatlyzeum 
und  von  dieser  Zeit  an  die  Königl.  Luise'nstiftung  (Realgymnasium) 
zu  Posen,  an  der  ich  Ostern  1918  die  Prüfung  der  Reife  ablegte. 
Vom  Sommersemester  1918  bis  zum  Wintersemester  1921/22  widmete 
ich  mich,  mit  einer  Unterbrechung  infolge  der  politischen  Verhält- 
nisse im  Sommer  1919,  vor  allem  dem  nationalökonomischen  und 
juristischen  Studium  an  den  Universitäten  Kiel,  München,  Greifs- 
wald und  Hamburg.  Im  Sommersemester  1921  folgte  ich  einer  an 
das  Nordische  Institut  zu  Greifswald  gerichteten  Einladung  nach 
Finnland.  An  diese  Reise  schloß  sich  ein  vierzehntägiger  S-tudien- 
aufenthalt  in  Stockholm,  von  dem  ich  Anfang  Oktober  zurückkehrte, 
um  hier  meine  Studien  abzuschließen. 

Edelgard  L  o  h  m  e  y  e  r. 


